
der Aufrichtung eines revolutionären Burgfriedens für die Zeit
des Krieges nach auBen nicht minder interessiert, wie im umge-
kehrten Verhältnis weiland Wilhelm 11.", während er es aber
unterlassen hat, den unmittelbar vorhergehenden Satz mit zu zi-
tieren, der an dem Sinne nicht den geringsten Zwei fel läBt.
Es heiBt da: "In einem Augenblick, in dem es sich darum handelt,
den Krieg wider das Ausland aufzunehmen, ist gerade die herr-
schende Klasse, die Arbeiterklasse, am Frieden im Innern aus-
schlaggebend interessiert."

Worin besteht der Burgfriede? Es ist doch klar, daB, wenn
das Proletariat seine Diktatur aufrichtet, es diese seine Dik-
tatur in bestimmte gesetzliche Formen bringt. Sobald ein Staat
aufgerichtet wird, konsolidiert sich die neue revolutionäre
Ordnung, die sich jedem durch das Mittel der Gesetze auferlegt.
Gegen denjenigen vorzugehen, der diesen Gesetzen nachkommt,
besteht keinerlei Veranlassung. Aber gegen diejenigen, die sich
diesem gesetzlichen Zustande, diesem Burgfrieden, nicht beugen,
wird mit aller Schärfe vorgegangen werden. Jeder staatliche
Zustand ist Burgfriede, den die herrschende Klasse denen ge-
währt, die sich diesem gesetzlichen Zustande beugen. Der staat-
liche Zwang wird ausgeübt unter der Bedingung, daB jeder, der
sich diesem Zwange fügt, unter dem Schutze, dem Burgfrieden
der Gesetze lebt. Die Voraussetzung dafür, daB man gegen die
Saboteure selbst mit Mitteln des Terrors vorgehen kann, ist
eben, daB man. denen, die sich dem staatlichen Zustande beugen,
den Frieden der Gesetze gewährt. Nur wenn in dieser Weise ver-
fahren wird, hat das Proletariat Aussicht, daB es in der Tat
in Zeiten des Krieges seine Diktatur aufrecht erhalten kann.
Wenn das Proletariat in einen ausländischen Krieg verwickelt
wird, womit gerechnet werden muB, dann spielen jene Schichten,
die die Lebensquellen des Landes in der Hand haben, eine sehr
gewichtige Rolle. Bei uns in Deutschland wird ca. 2/3 der gan-
zen Bodenfläche von Klein- und Mittelbauern bearbeitet. Die
Ernährung hängt von der Erhaltung dieser Bevölkerungsschichten
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ab. Glaubt man, daB man mit diesen fertig wird, indem man den
Terror proklamiert? Ich möchte hier in kurzen Ausführungen da-
rauf hinweisen, da6 die Auffassung, wie wir sie vertreten, und
die Stellung, die wir gegenüber der Bourgeoisie einnehmen, im
wesentlichen der Stellung entspricht, die auch Lenin in einer
Rede auf dem 9. KongreS der Russischen Kommunistischen Partei
eingenommen hat. Es heiSt da:

"Und was denkt Ihr wohl. Als die Bourgeoisie das Feudal-
system ablöste, verwechselte sie da die Herrschaft mit
d~r Verwaltung? Nein, so dumm waren ,die Bourgeois nicht.
Sle sagten, daS man, urn zu verwalten, Leute brauche. die
zu verwalten verstehen; dazu müsse man die Lehnsherrn
n~hmen und sie ändern. So taten sie auch. Nun, war dies
e~.n Feh~er? Nein, Genossen. Die Fähigkeit, zu verwalten,
fallt nlcht vom Himmel und wird nicht vom heiligen Geis-
te g~boren. Deshalb, weil die Arbeiterklasse eine vorge-
schrlttene Klasse ist, ist sie noch nicht von vornherein
zur Verwaltung fähig. Das sehen wir an einem Beispiel.
Als die Bourgeoisie siegte, nahm sie die Verwalter aus
der Feuda.l.klasse. Ja, woher sollte sie sie sonst nehmen?
Man muS nuchtern auf die Sache sehen. Die Bourgeoisie
n~hm.die.vorhergehende Klasse und vor uns steht gegen-
wartlg dleselbe AUfgabe, die Kenntnisse, die technische
Erfahrung, der vorhergehenden Klasse zu nehmen sie uns
zu unterwerfen, sie zum Siege der Arbeiterklas~e auszu-
nu~zen:. Wir s~gen,. da6 die Klasse, die gesiegt hat, reif
seln musse, dle Relfe aber wird nicht durch Vorschrift
oder eine Bescheinigung bewiesen, sie wird durch Erfah-
rung, durch die Praxis bescheinigt. Die Bourgeois sieg-
~en, oh~e zur Verwaltung reif zu sein, und sie stellten
lhren Sleg dadurch sicher, da6 sie eine neue Konstitu-
tion proklamierten. Sie nahmen die Rekruten der Ver-
waltung aus ihrer Klasse und begannen ihre eigenen neu-
en zur Verwaltung vorzubereiten, zu welchem Zwecke sie
~en ~anz~n Staatsapparat in Bewegung setzten, die Feudal-
lnstltutlonen sequestrierten und nur diejenigen in die
Schule lie6en, die reif waren. Auf diese Weise bereite-
ten sie im Laufe vieler Jahre und Jahrzehnte Administra-
tor~n a~s ihrer eigenen Klasse vor. Und gegenwärtig mu6
es ln elnem Staate, der nach dem Ebenbild der herrschen-
d~n K~asse eingerichtet ist, ebenso gemacht werden, wie
dles ln allen Staaten gemacht wurde. Wenn wir uns nicht
auf die Position des reinsten Utopismus der leeren
Phrasen.stellen wollen, so müssen wir sagen, da6 wir die
durch dle Revolution eroberte Konstitution sicher stel-
len müssen; für die Verwanung aber, für die staatli-
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che Organisation brauchen wir Leute, die die Technik
der Verwaltung beherrschen, die staatliche und wirt-
schaftliche Erfahrung besitzen. Solche Leute aber sind
nirgends zu finden als in der vorhergehenden Klasse.

Auf Schritt und Tritt sind die Urteile über die
Kollegialität in der Verwaltung vom Geiste einer unzu-
lässigen Unwissenheit, vom Geiste der Feindseligkeit
gegenüber dem Spezialistentum durchdrungen. Mit einem
solchen Geiste kann man nicht siegen. Urn zu siegen,
muB man das ganze tiefe, historische Verhältnis ver-
stehen, muB man daran denken, daB wir den'Kommunis-
mus auf den Trümmern der alten bürgerlichen Welt bauen,
und urn diesen Kommunismus zu bauen, muB man die Wissen-
schaft undroe Technik nehmen, und sie für breitere
Kreise anwenden. Das ist aber nirgends zu finden als
bei der Bourgeoisie. Diese Grundfrage muB hervorgehoben
und zu den Grundaufgaben des wirtschaftlichen Aufbaues
gestellt werden",

Sie haben hier klar und deutlich die Auslassung, daB das
Proletariat als herrschende Klasse auf das technische und
spezialistische Können der bis dahin herrschenden Klasse
angewiesen ist. Wenn die Arbeiterklasse ihre gesellschaft-
liche Organisation aufbaut, dann muB sie diese Träger der
bürgerlichen Klasse als Einzelpersonen eingliedern. Das ge-
schieht in der Weise, daB sie eben für die gesellschaftliche
Organisation zur Grundlage nimmt den Gesichtspunkt der
nützlichen Arbeit. Die Auffassung, wie sie hier von Lenin
kundgetan wird, deckt sich in allen groBen grundlegenden
Zügen, soweit es sich urn die staatliche Notwendigkeit han-
delt, mit der Auffassung, die auch wir vertreten. Staats-
gewalt ist stets Zwang. Die Eingliederung der Einzelglieder
der Bourgeoisie geschieht auf der Grundlage der allgemeinen
Arbeitspflicht. Sie ist ein staatlicher Zwangszustand, ein
Gesetz, das mit allen Mitteln durchgeführt wird. Jeder, der
sich fügt, steht im Schutze dieses Gesetzes, unter seinem
Frieden, unter dem Burgfrieden.

Ich habe schon vorhin darauf hingewiesen, daB die Adresse
ausgeht von dem Standpunkt, von der Tatsache der erkämpften,
der errichteten proletarischen Diktatur. Man deutet nun die
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betreffende Stelle der Adresse dahin, als ob wir irgend ein
Abkommen mit der Bourgeoisie als Klasse im Auge gehabt hätten.
Davon ist gar keine Rede. Wenn die Voraussetzung der ganzen
Politik der Arbeiterklasse die Vernichtung der Bourgeoisie

~st, wie sollte dann die Möglichkeit gegeben sein, mit ihr
als Klasse ein KompromiB zu schlieBen? Die Existenz einer
Klasse als Klasse setzt politische Gewalt voraus, und ich
habe vorhin dargelegt, daB sich der proletarische Staat
dadurch ausdrückt, daB diese Bourgeoisie nicht nur als poli-
tische Macht, sondern auch soweit wirtschaftliche Organisa-
tionen bestehen, zertrümmert wird, daB lediglich noch Einzel-
personen von ihr übrig sind.

/'

Es ist dann auch zum Ausdruck gebracht worden, daB die Po-
litik, die wir vertreten, die Politik der Kapp-Lüttwitz
selbst sei.Jedermann, der uns irgendwelche p'olitische Gemein-
schaft mit diesen Leuten nachsagt, beweist nur, daB er nicht
politisch zu denken verma~ Wer sind die Kapp-Lüttwitz? Das
ist das kleine FraktXnchen der Konservativen, die auf einem
preussischen Standpunkte stehen, die kleindeutsch sind,
während wir doch den Gedanken der Zusammenfassung des ganzen
deutschen Volkes propagieren. (Zuruf: GroBdeutschJ) Es
ist merkwürdig, daB, wenn man in Deutschland etwas sagt, man
angehöhnt und angel acht wird, während man dasselbe bei unse-
ren russischen Genossen für ganz selbstverständlich hält.
Panslavistisch heiBt allrussisch und das steht auf dem Titel
der russischen Verfassung.

Wie wir zu den Dingen stehen, das geht hervor aus dem, was
sich jetzt im Reichstage abspielt. Die Deutschnationale Volks-
partei hat augenblicklich nach einem Berichte des "Hamburger
Fremclenblattes" folgende Anfrage an die Regierung gerichtet:

"In der Zeitschrift "Deutsche Wi rtschaftshil fe" befindet
sich folgende Nachricht: Kürzlich sprach in Elberfeld
der Kommunist L. aus Hamburg in der Stadthalle zu der
revolutionären Arbeiterschaft. Etwal0.ooo Personen aller
Parteien waren anwesend. L. sprach aus, daB die Errich-
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tung der Räterepublik in Kürze erfolgen würde. Waffen sei-
en genug vorhanden. Die Verteilung würde frühzeitig erfol-
gen, nachdem das Zeichen zum Losschlagen gegeben sei."

Die Deutschnationale Volkspartei fragt dann weiter an,
was die Regierung dagegen zu tun gedenke.

Es zeigt sich da ganz klar und deutlich, welche Stellung
die Kapp-Lüttwitz-Gruppe speziell zu uns einnimrnt, wie sie
uns einschätzt. Die Kapp-Lüttwitz-Gruppe weiB sehr gut, daB
gerade die Politik, die wir vertreten, die preussisch-konser-
vative ein für allemal erledigt. Als die Kapp-Lüttwitze
zum erstenmale auf den Plan traten, das war im Juni vorigen
Jahres, da handelte es sich anläBlich der Hamburger Unruhen
darum, den Vormarsch Lettow-Vorbecks gegen Hamburg zu insze-
nieren. Damals war in ganz Deutschland in allen gröBeren
Städten der Belagerungszustand verhängt, mit Ausnahme des
Gebietes um Hamburg. Es ging das Ziel ganz offensichtlich
dahin, in Hamburg die Arbeiterschaft zu provozieren, sie
niederzuschlagen und dann auch dort die militärische Dik-
tatur zu errichten. Und nicht nur dies. Was man wollte,
ergab sich daraus, daB eben in jener Zeit die Päsidentschafts-
kandidatur des Prinzen Ruprecht von Bayern in die öffentlich-
keit geworfen wurde. Die Ziele der Reaktion liegen handgreif-
lich vor Augen. Den Kapp-Lüttwitzen ist das Spiel
verdorben worden. Die Hamburger Taktik, die darauf hinauslief,
das ganze Proletariat über die Parteien hinweg zusammen zu
fassen und als Klasse zu bewaffnen, machte der Reaktion ei-
nen Strich durch ihre Rechnung. Dieser Clique ist von uns
das Spiel verdorben worden, und sie hat es peinlichst unter-
lassen, sich uns irgendwie zu nähern. Als dann der Kapputsch
kam, verhandel te man mit Radek, Levi, da wurde auch der Name
Rasch genannt, obschon ich keinen Zwei fel habe, daB das nicht
stimrnte. Aber mich konnte man in Gollnow genau so leicht er-
reichen wie die anderen. Die Kapp-Lüttwitz-Leute haben sich
wohl gehütet, auch nur durch irgend eine Zwischenperson die
Andeutung von Verhandlungen zu machen.
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Ich will nicht weiter auf die anderen Dinge kommen, will
nur noch das eine sagen, daB, wenn man die Adresse falsch
interpretieren will, man allerdings zu allerhand Konsequen-
zen kommen kann; was aber die Adresse besagt, ist eindeutig.
~er die Dinge unbefangen liest, kann über die Sache keiner-
lei Zwei fel haben.

Unser Standpunkt ist von Radek selbst in einem Artikel der
Russischen Korrespondenz "Zur Charakteristik des Krieges
mit Polen" aufgegriffen worden, und es zeigt sich, wie sehr
der Name K -radek (Das heiBt Dieb) auf einen Mann wie Ra-
dek zutrifft, der in diesem Artikel nur unsere Gedanken ge-
stohlen hat. Es tut mir leid, daB ich Ihnen zur Kennzeichnung
noch ein längeres Zitat verlesen muB. In der Roten Fahne hat
Radek das Gegenteil dessen, was er hier behauptet, in langen
Ausführungen gegen mich zu beweisen versucht. Es heiBt dann
in dem Artikel der Russischen Korrespondenz:

,/

"Im ganzen Orient, in der Türkei, in China und Indien
sind solche Kriege nicht nur möglich, sondern höchst
wahrscheinlich werden sie die Folge des geschwächten eu-
ropäischen Kapitalismus sein, der diese Länder ausbeu-
tet. Aber ist ein nationaler Krieg der Bourgeoisie in
Europa selbst möglich? Ist augenblicklich ein nationa~er
Krieg in Deutschland oder Ungarn denkbar? - Wenn es slch
um einen Krieg der Bourgeoisie Deutschlands oder Ung~rns
gegen das Ententekapital handelt,das durch den Versalller
Frieden diese Länder zertreten, das ihnen ein wirtschaft-
liches Joch aufgezwungen hat, so unterliegt es keinem
Zweifel, daB, obgleich das Bestreben, einen solchen Krieg
zu führen, vorhanden ist, dieser Krieg doch nicht geführt
werden kann, denn die Kapitalisten dieser Länder befin-
den 9ch gleichzeitig im Geg~satz zur Arbeiterklasse und
zur Entente. Da die Arbeiterklasse sie mit der Vernich-
tung ihrer Lage als herrschendE.' Klasse bedroht, die Enten-
te sie dagegen zu Mittelpersonen ihrer Ausbeutung der
Volksmassen Deutschlands und Ungarns macht, so wird die
nationale Feindschaft gegenüber der Entente übertroffen
durch die Feindschaft des Kapitals gegen das revolutionä-
re Proletariat. Aber bedeutet dies, daB das Proletariat,
das diese Bourgeoisie besiegt hat, das Joch des fremden
Kapitals ruhig ertragen wird? - daB es in zersplittertem
Zustand und unter dem Joch des Ententekapitalismus
imstande sein wird, die Diktatur zu errichten und an
diesen sozialen Aufbau heranzugehen? Wenn in Deutschland
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tung der Räterepublik in Kürze erfolgen würde. Waffen sei-
en genug vorhanden. Die Verteilung würde frühzeitig erfol-
gen, nachdem das Zeichen zum Losschlagen gegeben sei."

Die Deutschnationale Volkspartei fragt dann weiter an,
was die Regierung dagegen zu tun gedenke.

Es zeigt sich da ganz klar und deutlich, welche Stellung
die Kapp-Lüttwitz-Gruppe speziell zu uns einnimmt, wie sie
uns einschätzt. Die Kapp-Lüttwitz-Gruppe wei6 sehr gut, da6
gerade die Politik, die wir vertreten, die preussisch-konser-
vative ein für allemal erledigt. Als die Kapp-Lüttwi~ze
zum erstenmale auf den Plan traten, das war im Juni vorigen
Jahres, da handelte es sich anlä6lich der Hamburger Unruhen
darurn, den Vormarsch Lettow-Vorbecks ge gen Hamburg zu insze-
nieren. Damals war in ganz Deutschland in allen grö6eren
Städten der Belagerungszustand verhängt, mit Ausnahme des
Gebietes urn Hamburg. Es ging das Ziel ganz offensichtlich
dahin, in Hamburg die Arbeiterschaft zu provozieren, sie
niederzuschlagen und dann auch dort die militärische Dik-
tatur zu errichten. Und nicht nur dies. Was man wollte,
ergab sich daraus, da6 eben in jener Zeit die Päsidentschafts-
kandidatur des Prinzen Ruprecht von Bayern in die öffentlich-
keit geworfen wurde. Die Ziele der Reaktion liegen handgreif-
lich vor Augen. Den Kapp-Lüttwitzen ist das Spi.el
verdorben worden. Die Hamburger Taktik, die darauf hinauslief,
das ganze Proletariat über die Parteien hinweg zusammen zu
fassen und als Klasse zu bewaffnen, machte der Reaktion ei-
nen Strich durch ihre Rechnung. Dieser Clique ist von uns
das Spiel verdorben worden, und sie hat es peinlichst unter-
lassen, sich uns irgendwie zu nähern. Als dann der Kapputsch
kam, verhandel te man mit Radek, Levi, da wurde auch der Name
Rasch genannt, obschon ich keinen Zwei fel habe, da6 das nicht
stimmte. Aber mich konnte man in Gollnow genau 50 leicht er-
reichen wie die anderen. Die Kapp-Lüttwitz-Leute haben sich
wohl gehütet, auch nur durch irgend eine Zwischenperson die
Andeutung von Verhandlungen zu machen.
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Ich will nicht weiter auf die anderen Dinge kommen, will
nur noch das eine sagen, da6, wenn man die Adresse falsch
interpretieren will, man allerdings zu allerhand Konsequen-
zen kommen kann; was aber die Adresse besagt, ist eindeutig.
Wer'die Dinge unbefangen liest, kann über die Sache keiner-
lei Zwei fel haben.

Unser Standpunkt ist von Radek selbst in einem Artikel der
Russischen Korrespondenz "Zur Charakteristik des Krieges
mit Polen" aufgegriffen worden, und es zeigt sich, wie sehr
der Name K -radek (Das hei6t Dieb) auf einen Mann wie Ra-
dek zutrifft, der in diesem Artikel nur unsere Gedanken ge-
stohlen hat. Es tut mir leid, da6 ich Ihnen zur Kennzeichnung
noch ein längeres Zitat verlesen mu6. In der Roten Fahne hat
Radek das Gegenteil dessen, was er hier behauptet, in langen
Ausführungen gegen mich zu beweisen versucht. Es hei6t dann
in dem Artikel der Russischen Korrespondenz:

"Im ganzen Orient, in der Türkei, in China und Indien
sind solche Kriege nicht nur möglich, sondern höchst
wahrscheinlich werden sie die Folge des geschwächten eu-
ropäischen Kapitalismus sein, d~r diese Länder.a~sb~u-
tet. Aber ist ein nationaler Kr1eg der Bourgeo1s1e 1n
Europa selbst möglich? Ist augenblicklich ein nationa~er
Krieg in Deutschland oder Ungarn denkbar? - Wenn es slch
urn einen Krieg der Bourgeoisie Deutschlands oder Ung~rns
gegen das Ententekapital handelt,das.durch ~en ~ersa1ller
Frieden diese Länder zertreten, das 1hnen e1n w1rtschaft-
liches Joch aufgezwungen hat, 50 unterl~egt es keinem .
Zweifel, da6, obgleich das Bestreben, e1nen solchen Kr1eg
zu führen, vorhanden ist, dieser Krieg doch nicht geführt
werden kann, denn die Kapitalisten dieser Länder befin-
den 9ch gleichzeitig im Geg~satz zur Arbeiterklasse und
zur Entente. Da die Arbeiterklasse sie mit der Vernich-
tung ihrer Lage als herrschende Klasse bedroht, die Enten-
te sie dagegen zu Mittelpersonen ihrer Ausbeutung der
Volksrnassen Deutschlands und Ungarns macht, 50 wird die
nationale Feindschaft gegenüber der Entente übertroffen
durch die Feindschaft des Kapitals gegen das revolutionä-
re Proletariat. Aber bedeutet dies, da6 das Proletariat,
das diese Bourgeoisie besiegt hat, das Joch des fremden
Kapitals ruhig ertragen wird? - da6 es in zersplittertem
Zus tand und unter dem Joch des Ententekapitalismus -
imstande sein wird, die Diktatur zu errichten und an
diesen sozialen Aufbau heranzugehen? Wenn in Deutschland

-:
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und in den Donauländern die Revolution eh er siegt. als
in Frankreich. England oder Amerika. so wird das Prol eta-
riat dieser Länder vor der Frage des Krieges ge gen die
Entente stehen - eines Krieges. der zeitweise aus takti-
schen Gründen mit diplomatischem Lavieren zu umgehen sein
wird der aber eine historische Notwendigkeit werden kann.
Dies~r Krieg wird die Befreiung des Gebietes. auf dem das
deutsche und ungarische Proletariat. das durch den Laurr
der Ereignisse für die Diktatur des Proletaria~s bereits
reif geworden ist. lebt. zum Ziele haben. Es.w1rd der
Krieg sein urn die Vereinigung des ganzen Geb1etes der
deutschen oder ungarischen Nation in den Händen des
deutschen oder ungarischen Proletariats. Die Klassen.
die den Krieg führen. sind andere geworden. aber das na-
tionale Ziel ist gleich geblieben - die Einigung des
ganzen. von einer und derselben Nation durch~ölkerten
Gebietes in Händen der herrschenden Klasse: 1n der.
kapitalistischen Epoche war es die Bour~eoisie. di~
zur Einführung des Kapitalismus das Geblet der ~at1on
zu einigen bestrebt war. in der Epoche der Arbe1terrevo-
lution tut dasselbe das Proletariat zur Einführung des
Kommunismus. Wer leugnet. daB in diesen Kriegen natio-
nale und soziale Ziele vereinigt sind. der leugnet Tat-
sachen. Wer sagt. daB die Zusammenfassung des nationalen
Gebietes nur ein Mittel zu einem höheren Zwecke ist. zur
Diktatur des Proletariats und zur Einführung des Kommunis-
mus. der vergiBt. daB auch für die Bourgeois~e das nat~o-
nale Territorium kein Selbstzweck war; das Zlel. dem d1e
Zusammenfassung der nationalen Gebiete diente. war die
Errichtung der Herrschaft der Bourgeoisie zur Or~anisa-
tion der kapitalistischen Produktion. Darum verz1chtete
die Bourgeoisie. wenn es notwendig war. auf einen Teil
des nationalen Gebietes.Der Verzicht des Proletariats

- aus taktischen Erwägungen auf einen Teil seines natio-
nalen Teritoriums oder das Oberschreiten seiner Grenzen

- bietet in dieser Beziehung nichts Neues. Der soziale
Krieg des Proletariats. das von fremdländischem Kapital
bedroht ist. ist ein ebenso nationaler Krieg. wie der
Kampf der Bourgeoisie gegen fremde Unt~rjochu~g ein.na-
tionaler Krieg war. Diesem Grundsatz w1derspr1cht n1cht
die Tatsache. daB das Proletariat sein nationales Ziel
nicht nur durch den Krieg gegen den äuBeren Feind. son-
dern auch im Bürgerkrieg gegen die eigenen Grundbesitzer
erreicht. Die Epoche der bürgerlichen Nationalkriege
war gleichzeitig die Epoche des Bürgerkrie~es der ,jun-
gen Bourgeoisie gegen die eigenen Grundbes1tzer. d1e oft
Hand in Hand mit dem fremdländischen Ausbeuter und Un-
terdrücker marschieren.

Das ist der Standpunkt. wie er in der Hamburger Adresse
niedergelegt ist. (Zuruf: Nein!Erneuter Zuruf: Jawohl!)
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Radek geht dann weiter:
"Uns droht eine andere Gefahr. die darin besteht. daB
wir in diesem schweren Kampf der uns bevorsteht. nicht
imstande sein werden. alle gesunden patriotischen In-
stinkte genügend auszunutzen. die in den Volksmassen
RuBlands und den breiten Klassen der Intelligenz le-
ben. die uns bisher nicht aus sozialèn Gründen feind-
lich genüberstand. sondern weil sie uns für Elemente
der'Zersetzung des russischen Volkes betrachtete.
Der Bauer war kein Patriot. solange er sich unter
dem Joch in vollständiger Rechtlosigkeit befand".

-:

Der theoretische Standpunkt. wie er in der Adresse niederge-
legt ist. deckt sich mit dem von Radeks Schrift. Aber in einem
RJnkte besteht eine Differenz. und das ist der folgende:

// Alle Arbeiter. der ganzen Welt müssen jetzt russische
Patrioten sein. denn RuBland ist das einzige Land. in
der die Arbeiterklasse die Macht in Händen hat".

Also russischer Patriot muB man sein. Man darf nur nicht davon
reden. daB das deutsche Proletariat eine deutsche Revolution
zu machen hat. Man kann so und man kann so. Es ist typisch.
daB die Forderung. die Nationalbolschewisten hinauszuwerfen.
zum eigentlichen Vater den Mann hat. dessen Artikel ich eben
verlesen habe. Das K-radek-Spielen schei nt dem Manne in der
Tat im Blute zu liegen. indem er sich die Gedanken anderer an-

eignet. urn dann diese anderen dafür aus der Organisation hinaus-
zuwerfen.

Man hat uns auch die Auffassung von Marx und Engels entge-
gengehalten. Die betreffende Stelle im Kommunistischen Manifest
heiBt: "Die Arbeiter haben kein Vaterland. man kann ihnen nicht
nehmen. was sie nicht haben". Die Arbeiter haben folgende Auf-
gabe. die ihnen das Kommunistische Manifest in derselben Zeile
zuweist:

"Indem das Proletariat zunächst sich die politische
Macht erobern. sich zur nationalen Klasse erheben.
sich selbst als Nation konstituieren muB. ist es
selbst noch national. wenn auch keineswegs im Sinne
der Bourgeoisie".
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Das internationale Proletariat hat bestimmte Aufgaben:
"Die nationalen Absonderungen verschwinden mehr und mehr

schon mit der Entwicklung der Bourgeoisie, mit der Han-
delsfreiheit, dem Weltmarkt,der Gleichförmigkeit der in-
dustriellen Produktion und der ihr entsprechenden lebens-
verhältnisse. Die Herrschaft des Proletariats wird sie
noch mehr verschwinden machen. Vereinigte Aktion, wenig-
stens der zivilisierten länder, ist eine der ersten Bedin-
gungen seiner Befreiung."

Die nationalen Absonderungen und Grenzen verschwinden, aber
die Nation, die Völker, die verschwinden nicht. (Zuruf: Ein-
heitsmenschen!) In der Schrift, die Marx über die" Pari ser
Kommune geschrieben hat, wird ausdrücklich der Arbeiterschaft
als eine der Aufgaben der proletarischen Diktatur die Organi-
sation der Einheit der Nation zugewiesen. Marx' AUffassung
und Stellung zur Nation ist recht tief eingewurzelt gewesen.
In der Erklärung zur russischen Verfassung steht im 1.Arti-
kel der Satz:

"Die russische Sowjetrepublik wird auf der Grundlage
eines freien Bundes freier Nationen als eine Födera-
tion nationaler Sowjetrepubliken errichtet".

Denken Sie denselben Satz, denselben Zustand, wie er heute in
verfassungsrechtlicher Beziehung besteht, erweitert auf die
ganze Erde: was wird dann die dritte Internationale sein? Sie
wird sein ein "freier Bund freier Nationen, eine Föderation
nationaler Räterepubliken". Dem haben wir nichts hinzuzufügen.

Ich ha be schon darauf hingewiesen, daB eine groBe Ähnlich-
keit mit der Situation von Heidelberg besteht. Damals war es
der Syndikalismus, der als Popanz aufgerichtet wurde, heute ist
es der Nationalbolschewismus. Unserer Ablehnung des Bürger-
krieges will ich noch einige Bemerkungen widmen.

Man sagt, daB wir Gegner des Bürgerkrieges sind. Wir wissen
sehr wohl, daB die Revolution nicht mit Glacêhandschuhen ge-
macht wird. Es wird dabei sehr derb zugehen. Die Revolution
ist ein gewaltsamer Kampf, ist Bürgerkrieg; aber wir haben in
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Deutschland bisher dafür den Ausdruck Revolution gehabt und
wir haben dabei allesamt verstanden, was damit gemeint war.
Wenn in Deutschland die Arbeiterklasse ihre Herrschaft errich-
t~t, dann findet sie sich in einer anderen Situation als die
russische. In RuBland begann die Ausübung der Macht mit dem
Bürgerkrieg. Wenn das Proletariat in Deutschland die Macht
erobert, dann ist in Deutschland der Bürgerkrieg zu Ende. Er
steht bei uns am Ende des Kampfes. Was in Deutschland alsdann
beginnt, ist die zweite Phase der Revolution, die wir Diktatur
genannt haben. Die Diktatur des Proletariats (Zuruf:Ist doch
Bürgerkrieg!) ist die Anwendung von Zwangsmitteln gegen die
widerstrebenden Schichten. Der Bürgerkrieg von dem Augenblick
der eroberten Macht an ist kein Mittel der proletarischen
Revolution, sondern der Konterrevolution. Als im November 1918
das Proletariat die Macht bekam, wer hatte da ein Interesse
am Bürgerkrieg? In Deutschland ist vom ersten Tage der Revolu-
tion an der Bürgerkrieg das Mittel der Bourgeoisie gewesen.
Es schlieBt eine ungeheure Gefahr ein für die Politik einer
Klasse, wenn sie das politische Schlagwort ihrer Gegner auf-
greift. Was hat die Revolution zugrunde gerichtet? Ganz wesent-
lich die Tatsache mit, daB einmal die Vertreter der Revolution
es ablehnten, in die Räte zu gehen, weil dort ja auch U.S.P.-
und S.P.D.-leute saBen, zum zweiten dadurch, weil man dazu
übergegangen war, die Parole des Bürgerkrieges nicht nur auf-
zugreifen, sondern auch praktisch auszuführen. Von dem Augen-
blick an, wo man den roten Soldatenbund schuf, leistete man dem
Bürgerkrieg den gröBten Vorschub. Es kommt nicht darauf an,
welchen Sinn man in die Parolen hineinlegen will, sondern da-
rauf, wie die Ereignisse die Parolen interpretieren. Und da
stehen wir in Deutschland vor der Tatsache, daB vom ersten Ta-
ge der Novembererhebung an, wo das Proletariat die Macht in
den Händen hatte ... (Zuruf: War ja gar nicht der Fall. Wider-
spruch, Unruhe.) Ja, hat denn das Proletariat im November die
Macht nicht gehabt? (Zuruf: Nein!) Man ist also der Meinung,
daB die Novembererhebung nicht die Macht in die Hände der Ar-

/
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beiterschaft gel egt habe. Eine Klasse ist von dem Augenblicke
an zur Macht berufen, wo die Macht der ihr gegenüberstehenden
Klasse zertrümmert ist. Das war sie. (Zuruf:An der Front war
sie zertrümmert, nicht im Lande!) Die Situation im November
1918 war doch einfach die: Während des Krieges war die ges am-
te politische Macht konzentriert in den Händen der Generäle.
Diese übten die Diktatur aus. Von dem Augenblick an, wo diese
militärische Diktatur zerschlagen war, war die politische
Macht der Gegenseite zerschlagen, war die Arbeiterklasse dazu
berufen, selbst ihren Staat zu errichten. Wie ist es denn in
Deutschland überhaupt möglich gewesen, eine Herrschaft der
Bourgeoisie auszuüben? War sie das etwa aus eigener Macht? Doch
nur dadurch, da6 Teile der Arbeiterklasse, da6 Verräter sich
dazu hergaben, Teile der Arbeiterorganisationen in den Dienst
dieser kapitalistischen Herrschaft zu stellen. Eben weil die
Bourgeoisie nicht in der Lage war, nach dem Kriege ihre eigene
Herrschaft zu errichten, deshalb der Anschlu6 an das ausländi-
sche Kapital. In dem Augenblick, wo der Bourgeoisie die letzte
Stütze, die Verräter der Arbeiterschaft, bricht, wo die Arbei-
ter der Mehrheit zu denken anfangen, ist die Bourgeoisie ge-
nötigt, sich in die geöffneten Arme der ausländischen Bourge-
oisie zu werfen, und diese in noch höherem Ma6e als im Ver-
sailler Vertrage als Rückendeckung gegen das Proletariat des
eigenen Landes heranzuziehen. Es hei6t die Augen verschlie6en,
wenn man nicht sieht, wie die Herrschaft der deutschen Bourge-
oisie sich anlehnt an die bewaffnete Macht der Entente. Für
das deutsche Proletariat erwächst die Erkenntnis, da6 in dem
Augenblick, wo in Deuthland die soziale Revolution losbricht,
die deutsche Arbeiterschaft es nicht nur zu tun haben wird mit
der deutschen Bourgeoisie, sondern gleichzeitig mit der Bour-
geoisie des Auslandes. (Zuruf: Bestreitet niemand!) Seitdem
wir den Versailler Frieden haben, ist mit dem Ausbruch der
Revolution in Frankreich sobald nicht zu rechnen. Der fremdlän-
dische Kapitalismus bekommt aus Deutschland heraus die Wirt-
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schaftsmittel, die ihm in seinem Lande den Wiederaufbau
der kapitalistischen Wirtschaft ermëglichen. Frankreich ist
gerade durch den Versailler Frieden zurückgeworfen worden

uf den Standpunkt, auf dem es vor dem Kriege stand. Die Re-
volution in diesen Ländern bekam den schärfsten Schlag da-
durch, da6 es den kapitalistischen Klassen dieser Länder er-
mëglicht war, Wirtschaftsmittel in gro6em Umfange aus Deutsch-
land herauszuziehen. So wurde die Struktur, die Frankreich
vor dem Kriege hatte, die Struktur einer konterrevolutionä-
ren Nation, durch den Versailler Frieden aufs neue stabi-
lisiert. Solange es in Deutschland selbst nicht zu einem
Umsturz dieser Verhältnisse ge kommen ist, solange ist in
Frankreich vor allen Dingen nicht damit zu rechnen, da6
dort eine proletarische Revolution losbricht. Wie stehen
die Dinge aber bei uns? Sind wir hier in Deutschland in
der Lage, die durch den Versailler Vertrag geschaffene
Situation ihren Gang gehen zu lassen, oder ist nicht das
Proletariat gezwungen, diesen Zustand zu brechen? Wenn
unsere Politik ist, zur Revolution hinzutreiben, ganz un-
bekümmert, wie die Dinge in Frankreich stehen, ist da nicht
mit der sozialen Revolution zugleich der Aufstand gegen die
Entente gegeben? Ist nicht Deutschland heute ei ne Kolonie
der Entente?

An der Situation, wie sie sich darstellt, kann kein Zweifel
bestehen. Für uns handelt es sich darurn, klar in die Er-
scheinung treten zu lassen, da6 es sich hier nicht urn einen
augenblicklichen Einfall handelt. Wir haben diese Politik
1914 vertreten, als wir den Kampf gegen den Burgfrieden auf-
nahmen. Genau dieselbe Linie haben wir eingehalten in den
Tagen des Novembers durch die Forderung, da6 die arbeiten-
den Massen als Klasse sich zusammenschlie6en sollen, da6 die
Revolution konsolidiert werden solle durch die Zusammenfas-
sung der Räte, da6 diese Räte eine auswärtige Politik trei-
ben sol1tes,die im Osten gerichtet war auf den unmittelbaren
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AnschluB an RuBland. Im Osten verlallten wir eine làlitik, die
die Aufrichtung jener groBen Staatenbarriere unmäglich machte.
Wäre diese revolutionäre Politik getrieben worden, kein Zwei-
fel, daB jene Barriere jemals aufgekommen wäre. Nach Westen
verlangten wir eine Politik des revolutionären Widerstandes.
Wir verlangten, daB die Formationen, die aus dem Westen zu-
rückkamen, beibehalten würden, bis im Lande die Schaffung
einer neuen revolutionären Armee durchgeführt war. Die Räte
muBten zusammengefa6t werden, ein neuer Staat geschaffen wer-
den.Dieser Staat hatte sich seine Armee zu schaffen auf der
Grundlage der betriebsweisen Bewaffnung, der Zusammenfassung
der arbeitenden Massen als Klasse. Bis dieser Augenblick er-
reicht war, verlangten wir, daB man im Westen sich nicht ein-
lasse auf eine Politik der Verständigung mit dem Völkerbund,
da8 man, wenn man schon unterschrieb, eine Machtformation in
der Hand behielt, urn der Entente wenigstens eine Macht ent-
gegen setzen zu können. Wir verlangten, daB die Tatsache, daB
die Gewalt in die Hände der Räte übergegangen war, benutzt
wurde, urn der Entente einen Damm entgegen zu setzen. Es
hing genau so wie im Osten, so auch im Westen, von dan Willen
der Revolution im Lande ab, ob eine solche ~olitik durchge-
führt werden konnte,Gegen ein proletarisches Deutschland
hätte die Entente den Kampf nicht aufnehmen können, und sie
würde ihn auch nicht aufgenommen haben. Das ging über ihre
Kraft.

Das war die Politik, wie wir sie im November 1918 verlangt
haben, sie war die Fortsetzung dessen, was wir im August 1914
taten.

Ob hier Mehrheitsbeschlüsse herbeigeführt werden oder nicht,
ist vollkommen gleichgültig. Ober die Richtigkeit einer Poli-
tik entscheiden nicht Beschlüsse irgendwelcher Parteitage, die
Richtigkeit einer Politik wird bewiesen durch den Gang der po-
litischen Entwicklung. Eine Politik, die im August 1914 in
ganz Deutschland verlacht wurde, die im November 1918 vers pot-
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tet worden ist, steht heute im Brennpmkt e einer neuen Or-
ganisation der Arbeiterklasse, steht im Brennpunkte der
ganzen öffentlichen Debatten, der politischen Entwicklung
selbst. Nachdem in jahrelangen Kämpfen die Situation bis
auf diesen Grad gediehen ist, nachdem Sie selbst Gelegen-
heit genommen haben, uns in groBen Masssenversammlungen
in Berlin unsere Auffassungen darlegen lassen haben, haben
Sie selbst nicht wenig dazu beigetragen, die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daB diese Politik in den Mittel-
punkt der Debatten gerückt ist. Die Massen tun nicht das,
was wir wollen, sondern sie tun das, was sie in dieser
Situation tun müssen. In dieser Situation setzt sich das
Notwendige durch und wir haben die Zuversicht, daB der
Politik, die wir treiben, die Zukunft gehört, gleichgültig,
was Sie hier beschlieBen.

R.-Berlin: Da bis jetzt schon vierzehn Redner eingezeichnet
sind, wird es zweckmäBig sein, ohne einem Redner das Wort
abschneiden zu wollen, eine Beschränkung der Redezeit ein-
treten zu lassen, andernfalls der Parteitag wohl wochen-
lang dauern würde. Ich mächte eine Viertelstunde vorschla-
gen.
Th.-Rheinland: wendet sich gegen diese Beschränkung.

Der Antrag auf 15 Minuten Redezeit wird angenommen.
R.-Berlin: Ich habe dann noch folgendes Telegramm aus Stock-
holm bekanntzugeben:

"Wir danken für die brüderliche Einladung zum Parteitag.
Sind leider verhindert. Wir hoffen lebhaft, daB der
Parteitag zur Sammlung der revolutionären Arbeiter .
Deutschlands beitragen wi rd. Wi r bedauer~ 1ebhaft ~le ..
Zersplitterung in Deutschland. Es lebe dle revolutlonare
Einigkeit, es lebe der Geist Karl Liebk~echts und Rosa
Luxemburgs! Es lebe die dritte Internatlona~e.

Mit kommunistischem GruB.Linkspartel Schwedens.
Ström."
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W.-Frankfurt alM.: Ich habe fo1gende Erk1ärung abzugeben:
rb, W\

"Da der Parteitag es für gut befunden hat, Delegierte,
we1che zu Unrecht hier als De1egierte erschienen sind
als stimmberechtigte anzuerkennen, ist es dem Vertret~r
Frankfurts nicht mög1ich, sich an weiteren Abstimmungen
zu betei1igen und macht für die Spa1tung der Partei
diejenigen verantwort1ich, die sie bewuBt herbeiführen
wollen". W.-Frankfurt alM.

R.-Ber1in: Es stehen zur Debatte die fo1genden Anträge:
1. Antrag des Wirtschaftsbezirks GroB-Ber1in:

Der Bezirk GroB-Ber1in hä1t den Standpunkt der Hambur-
ger Genossen, wie er hauptsäch1ich durch die Genossen
Wo1ffheim und Laufenberg repräsentiert wird, betreffend
die Fragen der Nation, Burgfrieden, Vo1kskrieg U.S.w.
für nicht vereinbar nrit dem programm der K.A.P.D. Er er-
sucht desha1b die Organisationen, und einze1ne Genossen
die diesen Standpunkt teilen, daraus auch die notwendig~n
Konsequenzen zu ziehen.

2. Antrag des Wirtschaftsbezirks GroB-Thüringen:
Die Frage des sogenannten Hamburger Nationa1bo1schewis-

mus soll in den Mitg1iedschaften entschieden werden, nach-
dem auch die Hamburger zu Worte gekommen sind. Die Reichs-
konferenz soll diese Frage als Punkt auf die Tagesordnungsetzen.

3. Antrag des Wirtschaftsbezirks Mitte1deutsch1and:
Die Genossen Laufenberg und Wo1ffheim und alle, die

ihre nationa1istischen Tendenzen teilen, aus der Parteiauszusch1ieBen.

Zu dem 1etzten Antrage bemerke ich, daB er unmög1ich hier zur
Entscheidung gebracht werden kann, denn unser Statut besagt,
daB der Aussch1uB eines Genossen nur durch seinen Wirtschafts-
bezirk zu erfo1gen hat. Sache des Parteitages ist es, klare
Richt1inien für die Partei aufzuste11en. Dann mag jeder se1bst
entscheiden, ob er noch Mitg1ied der Partei zu bleiben hat.
An Anträgen sind inzwischen noch eingegangen:
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4. Von der Ortsgruppe Wilhelmshaven:
Die Mitg1ieder der K.A.P.D. (Ortsgruppe Wilhelmshaven)

haben in Sachen Laufenberg-Wo1ffheim fo1gende Reso1ution
angenol1l11en:

Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daB nur
durch die Propaganda des schärfsten Klassenkampfes unser
Ziel verwirk1icht werden kann. Gedankengänge, die darauf
hinaus1aufen, durch In - den - Vordergrundstellen natio-
nalistischer Tendenzen bürger1iche Kreise zur freiwi11igen
Mitarbeit und Einfügung in die Rätediktatur heranzuziehen,

1ehnen wir als verwirrend ab, da wir überzeugt sind, daB
sich die am kapita1istischen System Interessierten nur der
Gewa1t der Tatsachen fügen werden. Ebenso 1ehnen wir es
aber ab, irgendwe1cherInstanz, se1bst der der Internatio-
nale, das Recht zuzugestehen, in Ange1egenheiten, die nur
die Partei se1bst angehen, dieser bestil1l11teVerpf1ich-
tungen aufzuer1egen.

/'

5. Von der Ortsgruppe Altona:
Die Ortsgruppe A1tona steht auf dem Boden des verschärf-

ten Klassenkampfes und 1ehnt die nationa1bo1schweistische
konterrevo1utionäre Politik der Genossen Laufenberg und
Wo1ffheim ab.

Wir treten nunmehr in die Diskussion ein.
Sch.-Eisenach: Ich glaube, wer den Ausführungen des Genossen
L. gefo1gt ist, wird sich woh1, wenn er es schon für nötig be-
funden hat, die Aus1assungen der Broschüren und Artikel zu
studieren, k1ar gewesen sein, daB das, was man von bestimmten
Kreisen in die Gedankengänge hineinzu1egen versucht, näm1ich
einen nationalen Gedanken, garnicht dann zu finden ist. Man
muB sich überhaupt bei Behand1ung diesesThemas fragen,ob denn
die Verfechter des Marxismus, ob auch der Genosse G. auf dem
Boden des Marismus steht. Wir müssen den Bürgerkrieg ab1ehnen,
weil sich in diesem Kampfe zwei gleich groBe Faktoren gegen-
überstehen, und der Kampf nur dazu führt, daB sich beide
Parteien verbluten. L. hat Ihnen auseinandergesetzt, wie die
Sätze vom Bürgerkrieg im pro1etarischen Sinne zu verstehen sind.
Haben wir nicht vom ersten Tage der Revo1ution an den Bürger-
krieg in Permanenz? Müssen wir nicht dazu übergehen, die re-
vo1utionäre Bewegung dahin zu drängen, daB es zur sozia1en
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Revolution kommt, um nicht unterzugehen als proletarische
Klasse? Halten wir uns vor Augen, was in Spa gegen das
deutsche Proletariat herausgekommen ist. Haben wir ein Inter-
esse daran, daB man dazu übergeht, das deutsche Proletariat
zu entwaffnen? Oder haben wir nicht vielmehr ein Interesse
daran, daB sich die Revolution durchsetzt. Wir haben uns da-
mit zu beschäftigen, welche Wege wir gehen müssen, um zu unse-
ren Zielen zu gelangen. Man darf den einzelnen Genoss~n
nicht das Rech~ absprechen, über all diese Fragen zu diskutie-
ren. Will einer behaupten, daB sie damit gegen die Grund-
sätze unseres Programms verstossen haben? (Jawohl!) Dann be-
zeugt das, daB Sie nicht lesen können. Unter anderen Aus-
lassungen hat man ja auch den I~aiaufruf der Genossen L. und
W. angegriffen und ihn als nationalbolschewistisch verschrien.
Ich mëchte ihn noch einmal kurz zur Verlesung bringen, urn zu
zeigen, was darin enthalten ist. (Redner verliest hier den
gröBten Teil des Maiaufrufs, der bekannt ist.) Diese Gedan-
kengänge spinnen sich wie ein roter Faden durch die ganzen
Ausführungen der beiden Genossen.
Pf.-Gotha: In einer Viertelstunde ist es natllrltch nicht sehr
einfach, auf ein Referat zu antworten, was stundenlang währte
und ausgiebig rnit Zitaten arbeitete. Wenn ich jetzt anfangen
würde, zu zitieren, würde ich meine ganze Viertelstunde mit
Zitaten opfern. Der Genosse L. ist zwar heute urn den Brei he-
rumgegangen, er hat aber die Tatsache nicht aus der Welt schaf-
fen können, daB er und Genosse W. nicht nur national-bolschewis-
tisch sind, daB sie sogar auf dern Wege sind,antisemitische Ten-
denzen in das deutsche Proletariat zu tragen.

Es handelt sich nicht darum, daB wir auf höheren Befehl ge-
gen L.und W. vorgehen, nur, weil es dieser Radek verlangt,
sie auszuschlieBen, sondern wir haben uns, bevor Radek sich ge-
äuBert hat, gegen L. und W. wenden müssen. Mit der Phraseologie
von den "fremden Horden" stützt man die Konterrevolution, denn
sie hat es in der Hand, diesel ben Worte zu benutzen. Wenn L.
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es 50 darstellt, als sei 1918 die deutsche Revolution vollendet
gewesen, so ist das eine Fiktion. Wir wissen doch sehr wohl,
daB Foch die Front zermürbt hat, und daB es mëglich war, daB
Hindenburg die Truppen "geordnet" zurückführen konnte. Wir
wissen, daB auch die Räte auf Befehl der Heeresleitung gebil-
~et worden sind, um dieses Instrument zu miBbrauchen. Die Be-
waffnung des Proletariats bestand nicht darin, daB man das
Heer umschaltete. Es ist nicht richtig, daB die Bolschewisten
nicht mit der Parole Bürgerkrieg an die Macht kamen, sondern
rnit der Parole Burgfrieden und nationaler Volkskrieg. Diese
Parolen gaben die Menschewisten aus. Demgegenüber verlangten
die Bolschewisten Frieden und haben auch rnit dieser Parole
den Frieden von Brest unterzeichnet, um eine Atempause zu
bekommen. Erst nachdem sie das Heer umbauen konnten, war es
ihnen möglich, den revolutionären Volkskrieg auszurufen. Und
auch dabei waren sie stets noch in der Defensive. Sie verlan-
gen noch heute alle vierzehn Tage den Frieden von der Enten-
te. L. war 1914 gar nicht gegen den Krieg, sondern nur gegen
den Burgfrieden. Er sollte es nicht so herausstellen, als ob
er der einzige gewesen wäre, der 1914 das richtige getan hät-
te. L. verlangt rnit anderen Worten das, was auch Haase 1914
proklamiert hat: Wir lassen in der Stunde der Gefahr unser
Vaterland nicht im Stich.

Deutschland kann dem Ententekapital nichts anderes zur Ver-
fügung stellen, als die Arbeitsprodukte des deutschen Prole-
tariats. Man muB den Glauben an das KlassenbewuBtsein ver-
loren haben, wenn man die Gedanken des Genossen L. zu seinen
eigenen macht. - Es kann uns gar nicht daran gelegen sein,
den AusschluB der beiden Genossen zu betreiben, vielmehr fest-
zustellen, was wir wollen.

Es ist kindisch, Radek vorzuwerfen, daB er Laufenbergs Gedan-
ken gestohlen hat. Wir könnten dann eigentlich nur froh sein,
denn dann wäre Laufenberg sie los. (Heiterkeit)

\
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J·-Berlin:Der Vorredner hat schon darauf hingewiesen, da6 L.
urn die wesentlichsten Punkte herumgegangen ist. Ich erblicke
darin ein Referat, das nur auf Wirkung ausgeht und das geeig-
net ist, Unorientierte einzufangen. Wir müssen zunächst fest-
stellen, da6 der Vorwurf, wir bereiteten ein zweite Heidel-
berger Konferenz vor, voll und ganz auf die Hamburger Genossen
zurückfällt. Es ist festgestellt, da6 die Hamburger Genossen
sich bereits mit Spaltungsgedanken getragen haben. Es ist
weiter festgestellt, da6 hier fortgesetzt von Spaltung ge-
sprochen wird. Wenn die Genossen das programm kennen würden,
würde dieses Wort gar nicht in die Debatte geworfen werden
können. Wir beffiÜhenuns ja eben urn die Feststellung dieses
Programms. Wir haben also diejenigen Richtlinien herauszu-
arbeiten, die wir als grundlegend betrachten wollen. Diesen
Versuch, zu einer Einigung zu kommen, als Spaltung zu bezeich-
nen, ist so demagogisch, wie wir es in der proletarischen Be-
wegung wohl kaurn noch erlebt haben. Es ist notwendig, darauf
hinzuweisen, da6 alles das, was die Hamburger Genossen dem
Spartakusbund, resp. uns als in seinen Bahnen wandelnd, vor-
werfen, auf sie selbst zurückfällt, wenn man hört, da6 1. die
Hamburger einen direkten àe~rug begangen haben, indem sie das
Kernwort des Programmentwurfs oh ne eine Anmerkung aus diesem
Entwurf entfernt haben, ohne da6 sie ihren Mitgliedern davon
Kenntnis gegeben haben, da6 zweitens die Unterschrift unter
dem Maiaufruf gefälscht ist. (W.-Hamburg: Wir ha ben den Auf-
trag von G. bekommen!) Der Geschäftsführende Ausschu6 wird
dann dazu die nötige Erklärung abgeben. Der Maiaufruf wirkte
in einer solchen Weise dem Proletariat gegenüber provozierend,
da6 man darin nur eine wohlvorbereitete Aktion zur Sprengung
erblicken kann. Wenn die Genossen L. und W. dann gleichzeitig
auf die Autonomiebestrebungen spekulieren, so kann man sich
ein Bild machen von der Kampfesweise der Hamburger Richtung.

Ich ITÖchte fragen: gibt es denn eine Klassenorganisation
des Proletariats ausschlie6lich in Deutschland, oder ist sie
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international? Vor dieser Frage ist L •.geflissentlich ausgewi-
chen. Die Frage des Krieges gegen die Entente trägt einen aus-
gesprochen konterrevolutionären Charakter. Wir ffiÜssenalles da-
ransetzen, von der Entente in Ruhe gelassen zu werden. Wer dem
Proletariat einen Dienst erweisen will, mu6 irn Auslande den
Elndruck zu erwecken verstehen, als ob es eine Unmäglichkeit
wäre, da6 das Proletariat einen Krieg ge gen die Entente füh-
ren könne. Die Propaganda L's und W's entwindet uns diese Mit-
tel, sie schafft den Nährboden der Zusammenfassung der Arbei-
terschaft unter den alten imperialistischen Kriegsgesetzen.
Wir sind und wollen nicht mehr eine Politikantenpartei sein;
für Politikanten haben wir keinen Platz. Wir verbitten es uns,
über Selbstverständlichkeiten orientiert zu werden und in ir-
gendeiner Weise als unmündige Kinder behandelt zu werden. Wir
sind zusammengekommen, urn die Richtlinien zu finden, urn das
Proletariat sammeln zu können. Wir dürfen keine Haarspalterei-
en in unserer Kampfgruppe dulden.
R.-Berlin: Ich bin über die Ausführungen des Genossen Sch.-Ei-
senach sehr erstaunt, war er es doch, der arn 29.Juni in der
Sitzung des Zentralausschusses einer derjenigen war, die der
vom Zentralausschu6 vorgelegten Resolution zustimmten. "(Zuruf
Sch.-Eisenach: Das ist nicht wahr!) Das kannst Ou nicht ableug-
nen; Ou ha st sogar der verschärften Resolution zugestimmt. Es
kommt rnir so vor, als ob Ou dann Deine Meinung gewechselt hast,
wie unsereins manchmal sein Hemd wechselt. (Heiterkeit)

Urn was dreht es sich? Wenn wir als K.A.P.D. unsere Haltung
bestimmen wollen, so können wir das nicht tun von dem engen
Rahmen der Nation aus. Unsere Politik kann nur eingestellt
werden vorn Standpunkt des international en Klassenkampfes des
Proletariats aus. Von diesem Punkte aus haben wir die deutsche
Bourgeoisie zu bekämpfen. "Deutsche Politik ist deutsche Poli-
tik, russische Politik ist russische", so sagte der Genosse
Laufenberg anlä6lich einer Versammlung in Hamburg. Ich sage
unsere Politik ist proletarische internationale Klassenkampf-
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politik. (Sehr richtig!) Darüber kann es mit uns kein Rechten
geben. Ich würde. genau so wie ich es beim Spartakusbund getan
habe. mein Mitgliedsbuch zerreissen. wenn die nationalistischen
Tendenzen der Hamburger Genossen in der Partei die Oberhand
bekommen würden. In einem Augenblick. wo die Russen hart an der
deutschen Grenze stehen. wo jeder Tag uns vor neue gewaltige
Aufgaben stel lt. schreibt die Hamburger K.A.Z.: Soll Deutsch-
land russischer Randstaat werden? Ich habe nrit dem Kopfe ge-
schüttelt. als ich das las. Heute ist die Parole für uns: Waf-
fenbündnis mit SowjetruBland! Die Ansichten. wie sie durch al-
le Broschüren und Artikel der beiden Genossen gehen. sind nur
darauf gerichtet. den Bürgerkrieg zu bekämpfen und den Volks-
krieg zu propagieren. Ich habe Gelegenheit gehabt. nrit Genos-
sen des Auslandes zu reden. Aber überall wurde dieser Stand-
punkt einfach nicht begriffen. der darauf beruht. im Auslande
den Chauvinismus durch die Genossen L. und W. vertreten zu
lassen. Nehmen Sie den Antrag Berlins an und dann mëgen die
Genossen die Konsequenzen ziehen.
Ap.-Hamburg: Ich erkläre. daB ich bis zur Abfahrt nach Moskau
ständig für die beiden Genossen eingetreten bin. und zwar
deshalb. weil wir uns geschieden hatten vom Spartakusbund
nicht über die Frage des Nàtionalismus. sondern wegen der
Frage der Organisation. der Union oder Gewerkschaft und des
Parlamentarismus. Deshalb standen wir zu L. und W. und in die-
sen Fragen stehen wir auch noch heute zu ihnen. Was uns trennt.
ist'die Frage der nationalen Verteidigung. die Frage der Lan-
desverteidigung. Wir haben die erste kommunistische Adresse
nicht als nationalbolschewistisch aufgefaBt, wir haben dies
Wort abgelehnt. Daraufhin griff der Spartakusbund uns an. Wir
kamen nach Moskau. und erst da wurde uns die Broschüre "Kommu-
nismus ge gen Spartakismus" vorgelegt. Als wir das gelesen hat-
ten. haben wir uns nicht besonnen zu erklären. daB danach Lau-
fenberg und Wolffheim nicht mehr auf dem Boden des Klassen-
kampfes ständen. Das ist leicht zu beweisen. Die beiden Genos-

I

- 60 -

sen erklären, daB das Ziel unserer Bewegung und Kämpfe die Ein-
heit der Nation sein soll. Da sage ich: das ist nicht unser
Ziel; daB wir nationale Tendenzen ausnutzen sollen. ist gewiB,
das tut auch Radek. Aber wir sagen, und da sind wir Marxisten.
nicht Ziel ist die Einheit der Nation. sondern die Herrschaft
dèr Arbeiterklasse, und zwar nicht in einem Lande allein, son-
dern in der ganzen Welt. Dieses Ziel ist nicht nur vorhanden.
wo die Arbeiterklasse die Macht hat. sondern auch in anderen
Ländern. Damit haben wir zu rechnen. Deshalb sagen wir nicht:
Einheit der Nation. sondern: Herrschaft des international en
Proletariats. Das letztere wollen wir und darin unterscheiden
wir uns von den beiden Genossen. Wohin man kommt. zeigt sich
in den ganzen Broschüren und Artikeln. Ich gestehe ein. daB
die Genossen ·L. und W. auch schon früher diesen Standpunkt
vertreten haben, und es ist die Schuld aller Genossen. daB
sie die Dinge nicht aufmerksam gelesen haben. Haben wir das
jetzt aber einmal erkannt. dann so]ten wir auch wissen, was
wir zu tun haben.

Der verschiedentlich herangezogene Absatz aus der Broschüre
"Demokratie und Organisation" hat uns zunächst abgestossen.
Er entsprach dem ganzen Stimmungsbild der arbeitenden Bevöl-
kerung in Deutschland. der Sozialdemokratie; aber falsch war
er. das hat der Ausgang des Krieges gezeigt. Man meint. daB
man die Front hätte umschalten können. Das begreife ich nicht.
Jeder, der Soldat war. weiB. daB das ein Unding war. Die Dinge
lassen sich nicht mit einemmale umschalten. So ist auch die
Frage mit dem Burgfrieden zu bewerten. Wir hatten verstanden.
daB man die Bourgeoisie betrügen sollte, indem man ihnen ei-
nen Burgfrieden vorgaukelte für den Fall, daB sie sich uns
fügte. In demselben Atemzuge spricht Laufenberg von den Bauern;
ihnen soll man ein Parlament zugestehen, damit sie aussprechen
können. "wie sie sich die Sache denken". GewiB muB man mit
ihnen rechnen. aber daB wir ihre Auffassungen als die unsrigen
anerkennen sollen. dagegen sträuben wir uns mit aller Entschie-
denheit. Damit haben wir den Boden des Klassenkampfgedankens
verlassen. Wenn man sich von dem Gedanken lei ten läBt, die
Einheit der Nation herzustellen, dann kommt man dazu, den
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